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Sozial- und Gesundheitsausschuss
des Kreises Rendsburg-Eckernförde

Rendsburg, 08.06.2015

Fachbereich: FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Telefon: 04331/202-373
E-Mail: katrin.schliszio@kreis-rd.de

TAGESORDNUNG

Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses

Sitzungstermin: Donnerstag, 25.06.2015, 17:00 Uhr
Ort, Raum: Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 

Rendsburg, Sitzungssaal 2

 1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der Tagesordnung

 2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
05.02.2015

 3. Rettungsdienstangelegenheiten:
- Sachstandsbericht Rettungsleitstelle
- Vorstellung der Koordinatorinnen für die
  dezentrale Betreuung

 4. Situation der Flüchtlinge im Kreisgebiet
- Sachstandsbericht

 5. Gewährung von Kreiszuschüssen für die 
Sprachförderung von Flüchtlingen
- Sachstand Prüfauftrag

VO/2015/594

 6. Analyse zum Integrationsstand der Menschen mit 
Migrationshintergrund im Kreis Rendsburg-Eckernförde - 
Beratung zum weiteren Vorgehen
- Antrag der CDU-Fraktion vom 04.06.2015

 7. Verwendung von Budgetüberschüssen
- Antrag der SPD-Fraktion vom 30.04.2015
- Antrag der CDU-Fraktion vom 08.06.2015

 8. Konzept zur Sicherung der Handlungsfähigkeit des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde für die Jahre 2014 bis 
2016:
Sachstand "Bedarfsgerechte Weiterentwicklung der 
Angebote zur Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit 
Behinderung im gesamten Kreisgebiet und effizienter 

VO/2015/585
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Ressourceneinsatz"

 9. Finanzberichte

 9.1. Finanzbericht 2014: Bericht Januar bis Dezember 2014 VO/2015/565

 9.2. Finanzbericht 2015: Zwischenbericht Januar bis
April 2015

VO/2015/566

 10. Weiterentwicklung des Leitbildes für die Hilfeplanung in 
der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde

VO/2015/587

 11. Verschiedenes
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.06.2015

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2015/594
öffentlich
05.06.2015
Radant, Uwe
Uwe Radant

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Gewährung von Kreiszuschüssen für die Sprachförderung von 
Flüchtlingen - Sachstand Prüfauftrag
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

Finanzielle Auswirkungen:
246.960€

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt:  
Mit Beschluss vom 05.02.2015 beauftragte der Sozial- und Gesundheitsausschuss 
die Verwaltung, auf der Grundlage der für das Jahr 2015 prognostizierten Flücht-
lingszahlen 

a) den Bedarf an Sprachförderung für erwachsene Flüchtlinge, die ansonsten 
keine Sprachförderung erhalten, zu benennen und 

b) beim Land Schleswig-Holstein nachzufragen, inwieweit von dort 
entsprechende Fördermittel zur Verfügung gestellt werden können.

Zu den Aufträgen wird wie folgt berichtet:

zu a): 
Die Landesregierung Schleswig-Holstein geht für das Jahr 2015 von bis zu 20.000 
neuen Asylbewerbern aus.
Auf den Kreis Rendsburg-Eckernförde entfallen davon 9,6% = 1.920 Personen. Für 
die weitere Berechnung wird auf 2.000 Personen abgestellt. 

Unter Berücksichtigung der Vorjahreswerte 
 wird sich der Anteil der

- Kinder und Jugendlichen bis 16 Jahre auf rd. 30%       =    600 Personen
               und der

- der Erwachsenen auf rd. 70%                                       = 1.400 Personen
          belaufen.
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 werden von den 1.400 erwachsenen Personen rd. 40% (=560 Pers.) einen 
Anspruch auf Besuch eines Integrationskurses haben, sodass für das Jahr 
2015 von 840 erwachsenen Flüchtlingen auszugehen ist, die keinen 
anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben.

zu b):
Ausgehend von der unter a) erläuterten Zahl von 840 erwachsenen Personen und 
einem Umfang von je 100 Stunden pro Sprachkurs und 2,94€ pro Stunde ergibt sich 
ein Finanzbedarf in Höhe von 246.960€.

Das Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten des Landes Schleswig-
Holstein wurde um Prüfung und Mitteilung gebeten, ob von dort Finanzmittel in dem 
vorgenannten Umfang für die Sprachförderung von erwachsenen Flüchtlingen, die 
keinen anderweitigen Anspruch auf einen Deutschkurs haben, bereitgestellt werden 
können. 

Das Ministerium hat auf Nachfrage erklärt, dass es sich bei der Verwendung der in 
den Landeshaushalt eingestellten Mittel für die Sprachförderung in diesem Jahr auf 
die  Förderung von DaZ-Kursen konzentrieren und in keine andere Förderung 
einsteigen wird. 

Anlage/n:
Sollte die schriftliche Antwort des Ministeriums bis zur Versendung der Sitzungsunterlagen 
vorliegen, wird sie als Anlage beigefügt, ansonsten in der Sitzung nachgereicht
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 26.05.2015

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2015/585
öffentlich
22.05.2015
Jeske-Paasch, Susanne
Katrin Schliszio

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Konzept zur Sicherung der Handlungsfähigkeit des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde für die Jahre 2014 bis 2016 - Projekt 
"Bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Angebote zur Teilhabe am 
Arbeitsleben für Menschen mit Behinderung im gesamten 
Kreisgebiet und effizienter Ressourceneinsatz"
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem beigefügten Projekt- und 
Zeitplan zu.

Sachverhalt:
Damit die Projektarbeit beginnen kann, ist der Projekt- und Zeitplan vom zuständigen 
Fachausschuss zu beschließen.

Finanzielle Auswirkungen: keine

Anlage/n: 0
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 19.05.2015

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2015/565
öffentlich
05.05.2015
Jeske-Paasch, Susanne
Katrin Schliszio

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Finanzbericht 2014: Bericht Januar bis Dezember 2014
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

Der Bericht über die Wesentlichen Haushaltspositionen (WHP-Bericht) ist nach einem 
Beschluss des Hauptausschusses auch für die Finanzberichterstattung in den Ausschüssen 
zu verwenden (anstelle der in den bis zum Jahr 2011 geltenden Budgetrichtlinien zu den 
Stichtagen 30. April und 31. August vorgesehenen Budgetberichte).

Die den Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit betreffenden Berichtsblätter über die 
Wesentlichen Haushaltspositionen sind als Anlage beigefügt.

Anlage/n:
Bericht Januar bis Dezember 2014
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 22.05.2015

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2015/566
öffentlich
05.05.2015
Jeske-Paasch, Susanne
Katrin Schliszio

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Finanzbericht 2015: Zwischenbericht Januar bis April 2015
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

Der Bericht über die Wesentlichen Haushaltspositionen (WHP-Bericht) ist nach einem 
Beschluss des Hauptausschusses auch für die Finanzberichterstattung in den Ausschüssen 
zu verwenden (anstelle der in den bis zum Jahre 2011 geltenden Budgetrichtlinien zu den 
Stichtagen 30. April und 31. August vorgesehenen Budgetberichte).

Die den Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit betreffenden Berichtsblätter über die 
Wesentlichen Haushaltspositionen Januar bis April 2015 sind als Anlage beigefügt.

Anlage/n:
Zwischenbericht Januar bis April 2015
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.06.2015

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2015/587
öffentlich
26.05.2015
Schröder, Max-Detlef
Katrin Schliszio

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Weiterentwicklung des Leitbildes für die Hilfeplanung in der 
Eingliederungshilfe nach dem SGB XII des Kreises Rendsburg-
Eckernförde
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Sozial- und Gesundheitsausschuss Beratung
Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt dem Kreistag die Verabschiedung 
des weiterentwickelten Leitbildes für die Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe nach 
dem SGB XII des Kreises Rendsburg-Eckernförde.

Sachverhalt:
Im Rahmen der Einführung der Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe im Kreis 
Rensburg-Eckernförde wurde 2010 ein Leitbild entwickelt und vom Kreistag 
verabschiedet, insbesondere für Menschen mit psychischen Behinderungen.
In den Jahren 2013 und 2014 haben Betroffene, Leistungsanbieter, der 
Behindertenbeauftragte sowie Vertreter aus Politik und Verwaltung das Leitbild in 
mehreren Leitbildkonferenzen und Arbeitsgruppensitzungen überarbeitet und 
weiterentwickelt. 

Gegenüber dem bisherigen Leitbild wurden unter anderem die Darstellung und 
Lesbarkeit (einfache Sprache) verbessert. Außerdem sind im Leitbild nunmehr alle 
Behinderungsarten (psychisch, geistig und körperlich) berücksichtigt.

Anlage/n: Faltblatt Leitbild
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Leitbild für die Hilfeplanung 
in der Eingliederungshilfe des 

Kreises Rendsburg-Eckernförde 

Sie h
aben

 Prob
leme

?        

Wir sorgen für Hilfe! 

Die hilfesuchenden Bürger  

 

• haben das Recht, Vertrauensperso-
nen zu den Gesprächen mitzuneh-
men. 

• können sich über den Verlauf des  
Hilfeplanverfahrens beschweren. 

• können für eine Beschwerde jeman-
den mitbringen, dem sie vertrauen. 
Zusätzlich gibt es die Beschwerde-
stelle, die unabhängig ist. 

• werden von den Mitarbeitenden des 
Kreises über die Beschwerdestelle 
informiert. Dort arbeiten Betroffene 
mit. Dazu wird das Faltblatt der Be-
schwerdestelle ausgegeben. Er ist in 
aktueller Form auf der Homepage 
des Kreises (www.kreis-rd.de) hin-
terlegt. 

Die Leistungserbringer 

 
• gewährleisten fachlich qualifizierte 

Hilfen 
• gestalten die Hilfe so, dass sie unter-

stützt und zur Weiterentwicklung 
motiviert. Die Hilfen werden gemein-
sam mit den Hilfesuchenden gestal-
tet. Die Hilfen werden dem speziellen 
Bedarf angepasst. 

• ermöglichen einen schnellen Beginn 
der Hilfen. 

 

Die Politik des Kreises 

 
• informiert sich über die Hilfeplanung 

und Handlungsbedarfe und lässt sich 
hierzu regelmäßig berichten. 

• führt gemeinsam mit den Mitarbei-
tenden des Kreises regelmäßig min-
destens alle zwei Jahre Konferenzen 
mit den beteiligten Gruppen 

(„Betroffenenkonferenzen“) durch. 
Darüber hinaus werden die Betroffe-
nen durch Teilnahme an Gremiensit-
zungen in die Entscheidungsprozes-
se eingebunden. 

• setzt sich für passgenaue Hilfen ein 
und sorgt für eine auskömmliche Fi-
nanzierung. Dazu fordert sie diese 
auch bei Land und Bund ein. 

Herausgeber dieses Faltblattes: 
 
Kreis Rendsburg Eckernförde, Fachbereich Soziales,  
Arbeit und Gesundheit 
 
Die bildlichen Darstellungen stammen von  
Herrn Rainer Linnenbrink von der Brücke  
Rendsburg-Eckernförde e.V. 

TOP 10



Einleitung 

 
Dieses Leitbild spiegelt die Interessen und 
Meinungen von Betroffenen, der Politik bis 
hin zur Verwaltung und Leistungserbringern 
wider. 
In den Jahren 2009 und 2010 wurde mit 
Vertretern dieser Gruppen ein erstes Leitbild 
entwickelt und vom Kreistag verabschiedet. 
In den Jahren 2013 und 2014 wurde dann 
mit Vertretern dieser Gruppen das Leitbild 
weiterentwickelt und vom Kreistag beschlos-
sen. 
 
Barrieren hindern Menschen daran, am Le-
ben teilzuhaben. 
Barrierefreiheit soll dazu führen, dass  
alle Menschen gleichberechtigt in unserer 
Gesellschaft leben können. 

 
 
 

 

 

 
 

 

 

 
 

 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird 
im Leitbild darauf verzichtet ausdrücklich 
beide Geschlechter zu benennen. Es sind 
aber natürlich immer beide Geschlechter ge-
meint. 

Für die Politik, die Verwaltung und 

die Leistungserbringer  
gilt gemeinsam: 

 
• Wir gehen ehrlich miteinander um 

und begegnen uns wertschätzend 
auf Augenhöhe. 

• Wir benutzen einfache Sprache. 
• Wir nehmen die Bedürfnisse, Sorgen 

und Ängste der Betroffenen ernst. 
• Die Wünsche und Bedürfnisse der 

Hilfe suchenden Bürger stehen im 
M i t t e l punk t 
unseres Han-
delns. 

• Wir gehen för-
dernd und re-
spektvoll mit 
den hilfesu-
chenden Bür-
gern um. Wir arbeiten zusammen. 

• Wir setzen uns für Barrierefreiheit 
für Hilfe suchende Bürger ein. Alle 
Beteiligten bestimmen selbst, was 
für sie eine Barriere ist. Hierzu gehö-
ren auch Barrieren im Kopf, Ängste 
und sprachliche Barrieren. 

• Wir wissen, dass Geld nicht unbe-
grenzt zur Verfügung steht. Das be-
rücksichtigen wir bei unseren Zielen 
und Entscheidungen nach dem Prin-
zip „So viel wie nötig“ und nicht „So 
viel wie möglich“. 

• Wir sichern und verbessern unsere 
Qualität z.B. durch regelmäßige 
Fortbildung. 

• Wir stellen sicher, dass hilfesuchen-
de Menschen über Hilfsmöglichkeiten 
informiert werden. 

Die Verwaltung des Kreises 

 
• arbeitet für hilfesuchende Bürger. 
• berät die hilfesuchenden Bürger über 

alle Hilfen und Rechte, die ihnen  
zustehen. 

• sorgt für ein nachvollziehbares  
Verfahren. 

Am Hilfeplanverfahren sind immer zwei Be-
schäftigte des Kreises beteiligt. Dies sind ein 
Hilfeplaner und 
eine Verwal-
tungsfachkraft. 
Zuerst findet ein 
Einschätzungs- 
und Beratungs-
gespräch statt. 
Wir bieten an, ein 
Protokoll von die-
sem Gespräch 
zuzuschicken. 
 
 
 
 
Die Verwaltung des Kreises 

• erarbeitet gemeinsam mit den hilfe-
suchenden Bürgern Ziele. 

• sucht zusammen mit den Hilfe su-
chenden Menschen nach Wegen, die-
se Ziele zu erreichen. Art und Dauer 
der Hilfen werden besprochen und 
vereinbart. Die Hilfen richten sich 
nach dem Hilfesuchenden.                                                 

• respektiert das Wunsch- und Wahl-
recht. 

 
 
 

Das Ergebnis ist der Hilfeplan. Die Hilfe-
planer bieten an, den Hilfeplan in Kopie 
auszuhändigen. Die Verwaltungsfachkraft 
entscheidet auf der Grundlage des Hilfe-
plans über die Hilfe. Wenn alle Unterlagen 
vorliegen wird schnell über die Hilfen ent-
schieden. Dabei ist die Verwaltungsfach-
kraft auf die Mitwirkung der hilfesuchen-
den Bürger angewiesen. 
Die Verwaltungsfachkraft begründet je-
den Bescheid verständlich und auf 
Wunsch persönlich. 
Hilfe suchende Bürger können jederzeit  
Änderungen im Hilfeplan anregen. 
Bei Veränderungen der Hilfen werden an-
gemessene Übergangszeiten  gewährleis-
tet. 

 
Die Verwaltung des Kreises 

• weiß, dass Zielvereinbarungen und 
Zeiträume für die hilfesuchenden 
Bürger eine Belastung darstellen. 

• bemüht sich durch gleichbleibende 
Ansprechpartner diese Belastung ge-
ring zu halten. 

• gewährleistet, dass Orte für das Hil-
feplangespräch leicht erreichbar 
sind. Dabei werden die Wünsche der 
Hilfesuchenden berücksichtigt. 

• findet Beschwerden hilfreich, um 
besser zu werden und steht für ein 
Gespräch zur Verfügung, um eine 
Lösung zu finden. 

Alle Daten und Informationen werden ver-
traulich behandelt. 
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